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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Im Kampf gegen den Autoritätsverlust von Staatsangestellten forderte CVP-Nationalrat
Leo Müller (cvp, LU), ein Antragsrecht auf Strafverfolgung für deren vorgesetzte Behörde
einzuführen. Beamte, welche in Ausübung ihrer Arbeit an vorderster Front stehen,
seien immer häufiger Beleidigungen, Verleumdung und übler Nachrede ausgesetzt.
Besonders Mitarbeitende von Behörden mit heiklen Aufgaben wie der Polizei, des
Sozialamts, des Betreibungs- sowie des Konkursamts seien davon betroffen. Mit der
Motion wolle er Staatsangestellten, welche als Privatpersonen keine Strafanzeige
erstatten möchten, «den Rücken stärken». Dies, indem deren vorgesetzte Behörde die
Möglichkeit bekäme, Anzeige gegen Beamtenbeleidigung einzureichen, sofern diese in
Zusammenhang mit der Ausübung der beruflichen Tätigkeit erfolgte, erklärte der
Motionär im Rat. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion mit der Begründung, dass die freie
Entscheidung der Beamten zwischen Strafverfolgung und Schutz der Privatsphäre
dadurch gefährdet würde. Folge davon wäre die unfreiwillige Mitarbeit in einem
Strafverfahren, was für die Betroffenen zu einer Belastung werden könnte. Der
Bundesrat war zudem der Meinung, dass die vorgeschlagene Gesetzesanpassung das
Ziel der Motion verfehle; sinnvoller zur Erfüllung des Anliegens sei es, Beamte bei der
selbstständigen Strafanzeige zu unterstützen und zu begleiten. Entgegen der
Empfehlung des Bundesrates stimmte die Mehrheit des Nationalrates in der
Herbstsession 2018 dem Vorstoss zu. 1

MOTION
DATUM: 18.09.2018
CATALINA SCHMID

Auf Antrag seiner Rechtskommission lehnte der Ständerat in der Sommersession 2022
die Motion Müller (cvp, LU) mit dem Ziel, den Autoritätsverlust von Staatsangestellten
zu bekämpfen, stillschweigend ab. Nach eingehender Prüfung durch die
Subkommission habe man darauf verzichtet, das Anliegen in die
Strafrahmenharmonisierung aufzunehmen, weshalb es als erledigt zu betrachten sei,
argumentierte die RK-SR in ihrem Bericht. 2

MOTION
DATUM: 13.06.2022
KARIN FRICK

1) AB NR, 2018, S. 1434 f.
2) AB SR, 2022, S. 507; Bericht RK-SR vom 26.4.22
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